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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Im Januar 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik
2021, eine Botschaft zu den Wirtschaftsbeziehungen mit dem Vereinigten Königreich
sowie den Bericht über zolltarifarische Massnahmen im Jahr 2021.

Der Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2021 befasste sich schwerpunktmässig mit
den Folgen der Covid-19-Pandemie in Entwicklungs- und Schwellenländern, da die
wirtschaftlichen Konsequenzen in diesen Staaten besonders schwer wiegen würden.
Der Bundesrat hielt fest, dass die wirtschaftliche Erholung in diesen Ländern dazu
genutzt werden solle, um strukturelle Verbesserungen vorzunehmen, die langfristig der
Erreichung der Ziele der Agenda 2030 und des Pariser Klimaübereinkommens dienten.
Auch im Inland gehe es um die Überwindung der Pandemieschäden und die Stärkung
der Wettbewerbsfähigkeit, so zum Beispiel im Tourismussektor, für den der Bundesrat
das Recovery-Programm 2022-2026 lanciert hatte. Bezüglich der Beziehungen mit der
EU hielt die Schweizer Regierung fest, dass man die bewährte Zusammenarbeit trotz
des Abbruchs der Verhandlungen über das Rahmenabkommen fortführen wolle. Auf
multilateraler Ebene beobachtete der Bundesrat eine sich vertiefende Blockbildung
und Tendenzen zur Abschottung, welche strukturelle Unsicherheiten für die Schweiz
mit sich brächten. Trotz dieser wenig erfreulichen Entwicklungen kam er zum Schluss,
dass die Ziele der Aussenwirtschaftspolitik 2021 weitgehend erreicht worden seien.
Abschliessend wagte er im Bericht einen Ausblick auf die aussenwirtschaftspolitische
Entwicklung im Jahr 2022. Nebst neuen Lösungen für Beziehungen zur EU werde sich
die Schweiz dem Datenschutz in internationalen Beziehungen, der Stärkung des
multilateralen Handelssystems und der Suche nach innovativen Nachhaltigkeitslösungen
im internationalen Handel widmen. 

Im Bericht über zolltarifarische Massnahmen informiert der Bundesrat das Parlament
jährlich über Massnahmen, die er im Berichtsjahr getroffen hatte, damit National- und
Ständerat über die Weiterführung, Ergänzung oder Änderung dieser Massnahmen
befinden können. Konkret legte er dem Parlament einen Bundesbeschluss zur Änderung
der Agrareinfuhrverordnung und der Zollpräferenzverordnung aus dem Jahr 2021 zur
Genehmigung vor. 

Die Botschaft zu den Wirtschaftsbeziehungen betraf Änderungen des
Handelsabkommens zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Königreich, mit denen
das Abkommen an die revidierten Ursprungsregeln des Regionalen Übereinkommens
über die Pan-Europa-Mittelmeer-Präferenzursprungsregeln angepasst werden sollte. 

In der Frühjahrssession 2022 nahm der Ständerat Kenntnis vom Bericht und befasste
sich mit den beiden Beschlüssen zur Änderung des Handelsabkommens mit dem
Vereinigten Königreich und der Genehmigung der zolltarifarischen Massnahmen,
welche er beide einstimmig annahm. Carlo Sommaruga (sp, GE) ergriff das Wort, um
sich zur globalen Bekämpfung der Covid-19-Pandemie zu äussern. Er kritisierte den
Bundesrat dafür, dass die Schweiz die Bemühungen einer Mehrheit der WTO-Länder
blockiere, die geistigen Eigentumsrechte auf Mittel zur Bekämpfung von Covid-19
temporär auszusetzen. Er forderte den Bundesrat daher auf, sich in Zukunft im TRIPS-
Rat – einem WTO-Unterorgan – für eine integrative und konsensorientierte Lösung
einzusetzen. 
Bundesrätin Karin Keller-Sutter nahm Stellung zu den Vorwürfen Sommarugas und
erklärte, dass eine Ausnahmeregelung für Patente in den Augen des Bundesrats den
Zugang zu den entsprechenden Produkten nicht verbessern würde. Der Zugang habe
vor allem aufgrund von Handelsbeschränkungen und Vertriebsproblemen gefehlt. Der
Patentschutz sei zudem ausschlaggebend für die schnelle Entwicklung von Impfstoffen
gewesen. Da der Krieg in der Ukraine erst nach Veröffentlichung des Berichts
ausgebrochen war, nahm Bundesrätin Keller-Sutter bei ihren Ausführungen zu den
aktuellen Konjunkturaussichten darauf Bezug. Sie erklärte der kleinen Kammer, dass der
Krieg die Teuerungsrate erhöhen und die Kaufkraft der Haushalte und die Anzahl
Exporte senken dürfte. 1
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Der für das Jahr 2015 prognostizierte Rückgang des Nettounternehmenseinkommens
trat nach den Schätzungen des Agrarberichts 2016 mit einer Reduktion von über 10%
wie erwartet ein; folglich betrug dieses neu CHF 2.9 Mia. Grund für diese Reduktion
waren sowohl die gesunkenen Markterlöse aus pflanzlicher (CHF -253 Mio.) als auch aus
tierischer Produktion (CHF -370 Mio.) gegenüber dem Jahr 2014. Eine ähnliche
Entwicklung wurde beim Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen ersichtlich,
welcher 2015 eine leicht rückläufige Tendenz aufwies. Sowohl die Importe als auch die
Exporte sanken mit CHF 11.5 Mia. bzw. CHF 8.5 Mia. im Vergleich zum Jahr 2014 um CHF
0.6 Mia. und CHF 0.3 Mia. Dennoch lagen die Werte beider Sektoren noch höher als im
Jahr 2000. Bei der Anzahl der Betriebe setzte sich der Trend von 2014 fort. Laut dem
Bericht gab es im Jahr 2015 in der Schweiz insgesamt 53'232 Betriebe, 1.5% weniger als
noch im Vorjahr. Wie auch in den Jahren zuvor, betraf der Rückgang vor allem die
Betriebe, welche weniger als 30 Hektaren bewirtschafteten.
Nach den vielfältigen Diskussionen um die Selbstversorgung der Schweiz wurden auch
dieses Jahr wieder die neusten Zahlen zum Selbstversorgungsgrad (aus dem Jahr 2014)
im Agrarbericht veröffentlicht. Insgesamt hat sich dieser vom Jahr 2013 zum Jahr 2014
in allen Bereichen gesteigert. Bei Lebensmitteln tierischen Ursprungs lag er im Jahr
2014 bei 100%, bei pflanzlichen Produkten bei 46%. Alle Lebensmittel
zusammengenommen stieg der Selbstversorgungsgrad im Jahr 2014 im Vergleich zum
Vorjahr brutto um fünf Prozentpunkte an und erreichte 63%. Auch der Netto-
Selbstversorgungsgrad, also abzüglich der Lebensmittel, die mit Hilfe von importierten
Futtermitteln hergestellt wurden, wuchs um 5% auf 55% an. 
Im Bericht veröffentlicht wurden auch verschiedene Studien zu Arbeits- und
Lebensbedingungen der landwirtschaftlich tätigen Bevölkerungsgruppen. Aus den
Zahlen geht hervor, dass 2015 rund 65% der Landwirte und Landwirtinnen mehr als 50
Stunden pro Woche in ihrer Haupterwerbstätigkeit gearbeitet haben. Die
durchschnittliche Erwerbsarbeitszeit lag mit 54 Stunden bei Männern und 32 Stunden
bei Frauen, ohne Einbezug von Haushaltsarbeiten, deutlich über dem nationalen
Mittelwert. Rund 60% der Bäuerinnen und Bauern arbeiteten normalerweise sowohl am
Samstag als auch am Sonntag, verglichen mit 15% respektive 10% bei den übrigen
selbstständig erwerbenden Männern respektive Frauen und unter 10% bei den nicht in
der Landwirtschaft tätigen Arbeitnehmenden. Auch der Mittelwert der Anzahl
Ferientage ist bei der landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung deutlich tiefer als bei den
übrigen Bevölkerungsgruppen, so der Bericht.
Bei den Direktzahlungen kam es im Vergleich zum Vorjahr zu einer leichten Senkung. Im
Jahr 2015 wurden vom Staat rund CHF 2.78 Mia. Direktzahlungen ausbezahlt, im Vorjahr
waren es noch CHF 2.80 Mia. gewesen. Dieser Rückgang war vor allem auf eine
Reduktion der Übergangsbeiträge zurückzuführen. Diese Kategorie war geschaffen
worden, um den Landwirten und Landwirtinnen den Umstieg ins neue
Direktzahlungssystem der Agrarpolitik 2014-2017 zu erleichtern. 2

BERICHT
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Im November 2017 verabschiedete der Bundesrat die Gesamtschau zur mittelfristigen
Weiterentwicklung der Agrarpolitik und erfüllte damit acht parlamentarische
Vorstösse, deren Abschreibung er gleichzeitig beantragte. In chronologischer
Reihenfolge geordnet sind dies die Postulate Aebi, Knecht, von Siebenthal, de Buman,
Keller-Sutter, Noser und Müller sowie die Motion Müller.
Im Bericht hielt der Bundesrat fest, dass die Agrarpolitik 2014-2017 in den kommenden
vier Jahren so weitergeführt werde wie bisher und die Gesamtschau als Grundlage für
das Konzept der Agrarpolitik 2022 dienen solle. Der bundesrätliche Rapport besteht
einerseits aus einem analytischen Teil, welcher die Ausgangslage und Problemstellungen
beschreibt, und andererseits aus einem strategischen Teil, welcher die grundsätzliche
Ausrichtung der zukünftigen Landwirtschaftspolitik beschreibt. 
Als Einstieg wird die Bedeutung der Landwirtschaft für die Schweiz aufgezeigt. Im
landwirtschaftlichen Sektor sind gut 150'000 Menschen beschäftigt, welche zusammen
rund ein Viertel der Landesfläche als landwirtschaftliche Flächen bewirtschaften.
Zusammen mit der Forstwirtschaft und der Fischerei erwirtschaften sie 0.7% der
Bruttowertschöpfung in der Schweiz. Die 52'000 Betriebe erhalten im Jahr
durchschnittlich CHF 53'000 Direktzahlungen. Neben ihrer marktwirtschaftlichen
Funktion sind die landwirtschaftlichen Betriebe auch für die Erhaltung mancher
öffentlicher Güter zuständig. So werden die Bauernbetriebe durch die Direktzahlungen
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auch dafür bezahlt, dass sie zur Versorgungssicherheit beitragen, dass sie dabei helfen,
die Biodiversität zu erhalten und dass sie die Kulturlandschaft pflegen und Nutztiere
tierfreundlich halten. Insgesamt investiert der Bund jährlich CHF 3,7 Mrd. in
Landwirtschaft und Ernährung, wovon CHF 2,8 Mrd. als Direktzahlungen ausbezahlt
werden. Dazu kommen indirekte Massnahmen, wie das landwirtschaftliche Boden- und
Pachtrecht oder das Zollsystem, welches Schweizer Landwirtschaftsprodukte vor
ausländischer Konkurrenz schützt. So schätzt die OECD den Wert des Grenzschutzes
für Landwirtschaftsprodukte in der Schweiz für die Jahre 2014-2016 auf
durchschnittlich CHF 3,5 Mrd.
Als eine der grössten Herausforderungen der Zukunft wird der hohe Grenzschutz und
die Entwicklungen im Ausland genannt. Die ausländische Konkurrenz konnte ihren
marktwirtschaftlichen Vorsprung durch technologische Fortschritte in der
Biotechnologie und Digitalisierung weiter ausbauen. Der Grenzschutz durch das
Schweizer Zollsystem sowie das Phänomen der Hochpreisinsel Schweiz haben dazu
geführt, dass die Schweizer Landwirtschaft weiter an Konkurrenzfähigkeit verloren hat.
Eine auch im Bericht veröffentlichte Simulation des Kompetenzzentrums des Bundes
für landwirtschaftliche Forschung Agroscope kommt zum Ergebnis, dass eine weitere
Öffnung der landwirtschaftlichen Märkte volkswirtschaftlich vorteilhaft wäre und unter
Begleitung von staatlichen Unterstützungsmassnahmen für die Ernährungs- und
Landwirtschaft tragbar wäre.
Eine weitere Ziellücke besteht im Bereich des Umweltschutzes. Vor allem die
Stickstoffproblematik (Ammoniak- und Nitratemissionen) wird bei gleichbleibenden
Bedingungen bestehen bleiben. Aus diesem Grund sieht der Bundesrat in diesem
Bereich Handlungsbedarf. Im weiteren Teil des Berichts wird die grundsätzliche
strategische Ausrichtung des Bundesrates für die Landwirtschaftsreform 2022+
beschrieben. Die Stossrichtung lässt sich gut anhand der vom Bundesrat beschriebenen
Grundlage des Verfassungsauftrags darlegen. Diese lautet: „Die Land- und
Ernährungswirtschaft ist über alle Stufen markt- und wertschöpfungsorientiert. Sie
stellt ressourcenschonende Qualitätsprodukte für das In- und Ausland her und erbringt
die von der Gesellschaft erwarteten Leistungen.” Die Rahmenbedingungen sollen so
gesetzt werden, dass sich die Ernährungs- und Landwirtschaft in offeneren Märkten
behaupten und gleichzeitig ressourcen- und umweltschonend produzieren kann. Ziel
ist vor allem eine gute Positionierung auf den in- und ausländischen Märkten im Bereich
des mittleren und oberen Preissegments. Dies soll unter anderem erreicht werden,
indem der hohe Qualitätsanspruch der Schweizer Produktion konsequent ausgenutzt
und das Kostensenkungspotential weiter ausgeschöpft wird. Strukturwandel hin zu
grösseren Betrieben und eine verstärkte Ausnutzung der Digitalisierung könnten
Möglichkeiten sein, um kostengünstiger produzieren zu können, so der Bericht.
Im Sommer 2019 wird der Bundesrat die konkrete Botschaft zur Agrarpolitik 2022+
vorlegen, über welche das Parlament entscheiden wird. Die neue Agrarpolitik wird
voraussichtlich 2022 in Kraft treten. 3

Dans les cadre des discussions relatives à la vue d'ensemble du développement à
moyen terme de l'agriculture du Conseil fédéral, la CER-CN, sur proposition de la
députée Rytz (verts, BE), a demandé à l'administration fédérale de lui fournir un
rapport complémentaire sur le commerce durable. Ainsi, l'administration devait
approfondir deux aspects: d'une part, regarder quelles sont les stratégies et mesures
concrètes qui, d'ici à 2030, permettront à la Suisse d'atteindre les objectifs de
développement durable (ODD) de l'ONU (élaborés dans le cadre de l'Agenda 2030)
relatifs aux questions agricoles et alimentaires. D'autre part, celle-ci devait recenser les
critères écologiques et sociaux minimaux qui devront figurer dans les prochains
accords de libre-échange afin de respecter le principe de commerce durable
nouvellement inscrit dans la constitution fédérale, ainsi que dans les ODD.
Le rapport délivré indique, premièrement, que le Conseil fédéral considère les ODD
comme un cadre à prendre en compte pour la prochaine politique agricole (PA 22+),
mais que la thématique «systèmes alimentaires durables» est à traiter de manière
suprasectorielle, et non pas dans la seule politique agricole. Ces objectifs sont, malgré
tout, dans le viseur du secteur agroalimentaire qui tente de les atteindre. Ainsi, le
deuxième objectif (faim zéro) fait l'objet d'une politique de sécurité alimentaire
permettant de couvrir plus de la moitié des besoins nationaux en produits alimentaires.
Pour respecter l'ODD 2 et 15 (préserver et restaurer les écosystèmes terrestres en
veillant à les exploiter de façon durable), la Confédération a développé tout un arsenal
de mesures permettant de conserver les ressources génétiques, essentielles à la
sécurité nationale et internationale. Quant à l'ODD 12 (consommation et production
responsables), le rapport note que la population dispose de labels de qualités (IP-
Suisse, Bio-Suisse) leur assurant l'achat d'aliments issus d'une production
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respectueuse des ressources et des animaux. Le rapport en vient ensuite à l'évolution
future et à la prise en compte des ODD dans la prochaine politique agricole. Il fait par
exemple remarquer qu'aucun des objectifs environnementaux de l'agriculture n'a été
atteint, comme révélé dans un rapport en réponse au postulat Bertschy. Un autre
exemple est le cas des conjoints (majoritairement conjointes) des chefs et cheffes
d'exploitation qui ne sont toujours pas sur un pied d'égalité avec leur partenaire en ce
qui concerne la sécurité sociale. Ainsi, la PA 22+ prévoit d'améliorer ces situations en
permettant aux partenaires, concernant ce dernier cas, d'avoir accès à une pension
normale. La PA 22+ prévoit également d'étendre les paiements directs, afin de réduire
l'empreinte écologique du secteur agricole et d'atteindre les objectifs
environnementaux précédemment cités. 
Dans la deuxième partie du rapport, l'administration fédérale revient sur les
«contributions des relations commerciales au développement durable de l'agriculture
et du secteur agroalimentaire». Depuis 2011, tous les traités de libre-échange signés
par la Suisse contiennent des clauses concernant le développement durable. La
Confédération estime que ces clauses garantissent, en effet, que le processus de
libéralisation économique inhérent aux accords de libre-échange ne nuise pas aux
travailleurs et travailleuses ainsi qu'à l'environnement. L'accord entre la Suisse et l'AELE
comporte, par exemple, des dispositions concernant le respect des politiques sociales
et environnementales. Les accords du GATT, quant à eux, autorisent les parties
prenantes à mettre en place des dérogations si celles-ci ont pour but de protéger la
santé et la vie. La Confédération estime que la promotion du développement durable
dans les accords commerciaux passera également par le développement des nouvelles
technologies de l'information qui permettront de s'assurer que les produits en
circulation répondent bel et bien aux critères fixés. La technologie blockchain peut
ainsi, par exemple, être utilisée afin de réduire les possibilités de tromperie sur la
marchandise. Le rapport note également que le SECO va, pour la première fois dans le
cadre d'un accord de libre-échange, entreprendre d'inclure dans l'accord avec les pays
du MERCOSUR un dialogue et un monitoring portant sur le développement durable.
Finalement, le rapport fait état de l'importance économique du commerce d'aliments
équitables en Suisse et note que les Suisses et Suissesses ont dépensé CHF 701 millions
pour ces denrées en 2017, soit une augmentation de plus de 11% par rapport à l'année
précédente. Ce type de commerce n'est pas régulé par l'Etat, celui-ci veillant
simplement au bon respect des normes d'accréditation (permettant l'obtention d'un
label) en circulation. 4

Agrarprodukte

En réponse au postulat déposé par le conseiller national fribourgeois Jacques
Bourgeois (plr, FR), le Conseil fédéral a publié un rapport comparant les conditions-
cadres des fromages bénéficiant d'une appellation d'origine en Suisse et au sein de
l'Union européenne. Pour cela, le rapport commence par analyser les bases légales
pertinentes en ce qui concerne la gestion de l'offre de tels fromages en Suisse et dans
l'Union européenne. Par la suite, il examine la mise en œuvre de cette base légale en
Suisse ainsi que dans les différents Etat de l'UE. Le rapport en vient toutefois à la
conclusion qu'une adaptation de la base légale Suisse au système européen amènerait
plus d’inconvénients que d'avantages. Pour rappel, l'UE s'est dotée d'une nouvelle
législation permettant à ses Etats membres de mettre en place, pour des durées
limitées, des règles contraignantes concernant la régulation de l'offre des produits
protégés par une AOP ou une IGP. 5
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En réponse au postulat déposé le 17 mars 2017 par Marcel Dettling (UDC, SZ), le Conseil
fédéral a publié le 20 janvier 2021 un rapport sur la contrebande de viande en Suisse.
Dans celui-ci, l'exécutif répond à trois éléments demandés par le conseiller national :
tout d'abord, la possibilité de récolter et de publier des données statistiques quant à
ce trafic. Ensuite, évaluer l'impact potentiel d'une augmentation des effectifs du Corps
des gardes-frontières (Cgfr) dans la lutte contre cette contrebande. Enfin, l'effet
attendu d'un durcissement des sanctions dans ce domaine.
En réponse au premier élément, le Conseil fédéral souligne que la mise en place d'un
relevé détaillé des cas de contrebande de viande amènerait une charge de travail
énorme pour l'Administration fédérale des douanes (AFD), du fait des petites quantités
de viandes non déclarées. La réalisation de statistiques, dans l'immédiat, ne semble pas
être une option efficace pour le gouvernement. En revanche, il rappelle que la saisie
automatique de données statistiques sera mise en œuvre prochainement dans le cadre
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du programme de transformation DaziT, et que l'AFD publiera donc à l'avenir des
statistiques sur la contrebande de viande. 
En ce qui concerne l'augmentation des effectifs du Corps des gardes-frontières, le
Conseil fédéral estime qu'il ne serait pas judicieux d'augmenter uniquement ce corps-
là, étant donné que ce n'est pas le seul corps de métier concerné par cette
contrebande (le domaine de direction des Poursuites pénales est également actif dans
ce domaine). Il estime, de plus, que l'activité de contrôle ne peut pas (et ne doit pas)
être uniquement axée sur la contrebande de viande. 
Le Conseil fédéral considère enfin que les sanctions actuelles dans le domaine fiscal et
pénal sont efficaces et ne nécessitent pas d'alourdissement ; il rappelle qu'il prévoit de
faire passer la peine maximale à trois ans de peine privative de liberté en cas de
circonstances aggravantes dans le cadre de la révision en cours de la loi sur les douanes
(LD). 6

1) AB SR, 2022, S. 150 ff.; BBl 2022, 656; BBl, 2022 655; BBl, 2022 659; Medienmitteilung APK-SR vom 15.2.22
2) BLW (2016): Agrarbericht 2016; TA, 9.11.16
3) Bericht BR vom 01.11.17
4) Rapport complémentaire sur le commerce durable (Proposition Rytz) — 14.08.18
5) Rapport du Conseil fédéral en réponse au postulat Bourgeois 16.3050
6) Rapport CF du 20.1.21
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